
 
Leitsatz:   
 
§ 21 Abs. 3 StVO kann nicht dahingehend ausgelegt w erden, dass 

hierunter auch eine dreirädrige, mehrspurige und du rch Muskel-

kraft angetriebene Fahrradrikscha fällt. 
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Beschluss 
 

vom 11. Oktober 2004 
 
 

in der Bußgeldsache gegen 
 
 
  T S  
  geboren am  
  wohnhaft  
 
  Verteidiger: Rechtsanwalt A H  
          

 
 

wegen Verkehrsordnungswidrigkeit 
 
 

Auf die Rechtsbeschwerde des Betroffenen wird 
das Urteil des Amtsgerichts Leipzig vom 
25. Februar 2004 aufgehoben. 
 
Der Betroffene wird auf Kosten der Staatskasse, 
die auch seine notwendigen Auslagen zu tragen 
hat, freigesprochen. 
 
 

G r ü n d e : 
 
 

I. 

 

Das Amtsgericht Leipzig hat den Betroffenen am 

25. Februar 2004 wegen eines "fahrlässig begangenen  Versto-

ßes gegen die Vorschrift über die Personenbeförderu ng" 

(§ 24 StVG, §§ 21 Abs. 3, 49 Abs. 1 Nr. 20 StVO) zu  einer 

Geldbuße von 5,00 EUR verurteilt. 
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Nach den Feststellungen des Gerichts befuhr der zur  Tatzeit 

38-jährige Betroffene am 12. Juni 2003 mit einer so genann-

ten Fahrradrikscha in Leipzig den Thomaskirchhof. B ei der 

Fahrradrikscha handelte es sich um ein dreirädriges , mehr-

spuriges Gefährt, das in seinem vorderen Teil einem  her-

kömmlichem Fahrrad gleicht und über ein Rad verfügt . Hinten 

saßen zwei erwachsene Personen unterhalb eines Verd ecks. 

Diese Personen hatten bauartbedingt keine Möglichke it, sel-

ber zu treten. 

 

Mit dem form- und fristgerecht eingelegten Antrag a uf Zu-

lassung der Rechtsbeschwerde strebt der Betroffene eine Ü-

berprüfung des Urteils zur Fortbildung des Rechts a n. Er 

meint, eine Fahrradrikscha stelle kein Fahrrad im S inne des 

§ 21 Abs. 3 StVO dar. 

 

Die Generalstaatsanwaltschaft Dresden hat beantragt , den 

Antrag des Betroffenen auf Zulassung der Rechtsbesc hwerde 

als unbegründet zu verwerfen. Die Subsumtion einer Fahrrad-

rikscha unter § 21 Abs. 3 StVO entspreche der Recht slage 

und werde auch in der Literatur vertreten. Bedarf z ur Fort-

bildung des Rechts bestehe deshalb nicht. 

 

II. 

 

Mit Beschluss vom heutigen Tag hat der Senat für Bu ßgeldsa-

chen - Der Einzelrichter - die Rechtsbeschwerde zur  Fort-

bildung des Rechts zugelassen; der Senat entscheide t über 

die Rechtsbeschwerde nunmehr in der Besetzung mit 

drei Richtern.  

 

Die entscheidungserhebliche Frage, ob eine Fahrradr ikscha 

der Vorschrift es § 21 Abs. 3 StVO unterfällt, ist - soweit 

ersichtlich - noch nicht Gegenstand gerichtlicher E ntschei-

dungen gewesen.  

 

Die Rechtsbeschwerde hat Erfolg und führt zum Freis pruch 

des Betroffenen.  
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Nach Art. 103 Abs. 2 GG kann eine Tat nur bestraft werden, 

wenn die Strafbarkeit gesetzlich bestimmt war, bevo r die 

Tat begangen wurde. Die Vorschrift verpflichtet den  Gesetz-

geber, die Voraussetzungen der Strafbarkeit so konk ret zu 

umschreiben, dass Tragweite und Anwendungsbereich d er 

Straftatbestände sich aus dem Wortlaut ergeben oder  jeden-

falls durch Auslegung ermitteln lassen (vgl. BVerfG E 71, 

108 [114]; 73, 206 [234]; 92,1 [12] m.w.N.). Gleich es gilt 

für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (vgl. BVer fGE 81, 

132 [135]; 87, 399 [411]).  

 

Maßgebend für die Auslegung einer Gesetzesbestimmun g ist 

der in dieser zum Ausdruck kommende objektivierte W ille des 

Gesetzgebers, so wie er sich aus dem Wortlaut der G esetzes-

bestimmung und dem Sinnzusammenhang ergibt, in den diese 

hineingestellt ist (BVerfGE 1, 299; 11, 126; 48, 25 6).  

 

Die Bestimmung des § 21 Abs. 3 StVO kann nicht dahi ngehend 

ausgelegt werden, dass ihr auch eine mehrspurige, d reiräd-

rige Fahrradrikscha unterfällt.  

 

1. Der Gesetzgeber hat dem Begriff "Fahrrad" bisher  keinen 

speziellen Sinn gegeben. Die Straßenverkehrsordnung  

(StVO) definiert den Begriff "Fahrrad" nicht. Auch ande-

re gesetzliche Bestimmungen geben keine Erläuterung . 

 

Artikel 1 Buchstabe l des Übereinkommens vom 

08. November 1968 über den Straßenverkehr (BGBl. II  

1977, 811) bezeichnet als "Fahrrad" zwar jedes Fahr zeug 

mit wenigstens zwei Rädern, das ausschließlich durc h die 

Muskelkraft auf ihm befindlicher Personen, insbeson dere 

mit Hilfe von Pedalen oder Handkurbeln, angetrieben  

wird. Der Gesetzgeber hat jedoch bei der gemäß Art.  59 

Abs. 2 GG notwendigen Ratifizierung des Übereinkomm ens 

in Art. 1 Abs. 2 des Vertragsgesetzes vom 

21. September 1977 (BGBl. II 1977, 809) dem Überein kom-

men mit der Maßgabe zugestimmt, dass - mit Ausnahme  hier 

nicht einschlägiger Regelungen - die Bestimmungen d es 

Übereinkommens innerstaatlich keine unmittelbare An wen-
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dung finden. Das vorhergehende Internationale Abkom men 

über Kraftfahrzeugverkehr vom 24. April 1926 (RGBl.  II 

1930, 1233) enthielt keine Definition.  

 

2. Die grammatische Auslegung des Begriffes "Fahrra d" lässt 

die Subsumtion einer mehrspurigen Fahrradrikscha un ter 

diesen Begriff noch zu.  

 

Einerseits wird unter dem Begriff "Fahrrad" ein zwe iräd-

riges, einspuriges Fahrzeug, das mit Muskelkraft du rch 

Tretkurbeln angetrieben wird, verstanden (Der Brock haus, 

1997, Band 4). Andererseits wird aber auch ein zwei -, 

oder dreirädriges, über Tretkurbeln angetriebenes F ahr-

zeug als "Fahrrad" beschrieben (Meyers Enzyklopädis ches 

Lexikon, 1980, Band 8). In der Literatur und den Me dien 

wird die Fahrradrikscha wegen ihres Einsatzes zur k om-

merziellen Personenbeförderung überwiegend als "Fah rrad-

taxi" oder "Velotaxi" bezeichnet.  

 

3. Die systematische Auslegung von § 21 Abs. 3 StVO  begrün-

det allerdings  Zweifel, ob auch die mehrspurige Fa hr-

radrikscha von der Vorschrift umfasst wird.  

 

Aus der Verwendung des Begriffs "Radfahrer" in § 2 

Abs. 4 StVO lässt sich entnehmen, dass Fahrräder Fa hr-

zeuge i.S.v. § 2 Abs. 1 StVO sind. Als Kraftfahrzeu ge 

gelten dagegen Landfahrzeuge, die durch Maschinenkr aft 

bewegt werden, ohne an Bahngleise gebunden zu sein (§ 1 

Abs. 2 StVG). Daraus folgt zunächst, dass ein Fahrr ad 

i.S.d. StVO ein Fahrzeug ist, das nicht durch Masch inen-

kraft bewegt wird und sich gerade durch seine Antri ebs-

art Muskelkraft von anderen Fahrzeugen unterscheide t. 

Dass die StVO jedoch nur das einspurige, durch Musk el-

kraft bewegte Fahrrad meinen könnte, lässt sich aus  § 2 

Abs. 4 Satz 5 StVO schließen. Danach werden bei der  Fra-

ge der Radweg- oder Seitenstreifenbenutzung die Fah rer 

von Mofas den Radfahrern dann gleichgestellt, wenn das 

Mofa durch Treten fortbewegt wird. Dass der Verordn ungs-

geber Mofas bei einem Antrieb mit Maschinenkraft di e Be-
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nutzung der Straße gestattet, liegt darin begründet , 

dass mit Muskelkraft bewegte Fahrzeuge regelmäßig -

 bezogen auf eine gedachte Ideallinie - deutlichere  

seitliche Ausschläge aufweisen als Mofas (BVerwG 

NZV 2001, 493 - für den Fall des Liegefahrrades). D iese 

schwankende Fahrlinie kann bauart- und antriebsbedi ngt 

jedoch nur bei einspurigen, durch Muskelkraft beweg ten 

Fahrzeugen festgestellt werden.  

 

4. Die Entstehungsgeschichte der Vorschrift, der fü r die 

Auslegung nur insofern Bedeutung zukommt, als sie d ie 

Richtigkeit der Auslegung bestätigt oder Zweifel be hebt 

(BVerfGE 1, 299) sowie der Wille des (historischen)  Ver-

ordnungsgebers bestärken die Zweifel, dass die mehr spu-

rige Fahrradrikscha von § 21 Abs. 3 StVO erfasst se in 

könnte.  

 

§ 21 Abs. 3 StVO gilt in der aktuellen Fassung bere its 

seit Inkrafttreten der StVO vom 16. November 1970 

(BGBl. I 1970, 1565). In der Begründung zur StVO (V kBl. 

1970, 797 [811]) heißt es dazu: 

 
"Zu Abs. 3: 
Der in § 30 Abs. 1 StVO (alt) verwendete Begriff de s 
Erwachsenen steht, wie Müller, Anmerkung 3 zu § 30 
zutreffend sagt, im Rechtsleben nicht fest. Es läss t 
sich verantworten, schon 16jährigen die Mitnahme ei -
nes Kindes zu gestatten. 
Auf welche Weise Kinder, die auf Fahrrädern mitge-
nommen werden, zu sichern sind, darüber gibt es be-
reits Vorschriften in § 30 StVO (alt). Sie genügen 
ersichtlich nicht. Die Verordnung verschärft daher 
die Anforderungen erheblich. Der Vorschrift, es müs -
se gewährleistet sein, dass (die) Füße (der Kinder)  
nicht in die Speichen geraten, kann nur entsprochen  
werden, wenn "besondere Vorrichtungen" vorhanden 
sind. Die Verordnung verlangt das daher ausdrück-
lich. Dazu wird aber auch noch das Anbringen eines 
"besonderen Sitzes" verlangt." 
 
 

Der Verordnungsgeber nahm damit Bezug auf die Veror dnung 

über das Verhalten im Straßenverkehr vom 

13. November 1937 (RGBl. I 1937, 1179) - StVO 1937 -, 

die aufgrund von Art. 125, 74 Abs. 1 Nr. 22 GG Bund es-

recht geworden war. § 30 Abs. 1 StVO 1937 lautete: 
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"Auf einsitzigen Fahrrädern dürfen Radfahrer Perso-
nen nicht mitnehmen. Kinder unter sieben Jahren dür -
fen nur von Erwachsenen mitgenommen werden, falls 
für sie eine geeignete Sitzgelegenheit auf dem Fahr -
rad vorhanden ist und der Fahrer dadurch nicht be-
hindert wird." 
 
 

Es kann davon ausgegangen werden, dass der Verordnu ngs-

geber im Jahr 1937 nicht an die mehrspurige Fahrrad rik-

scha gedacht hat. Die Motive des Verordnungsgebers für 

die Änderung in der StVO 1970 bestanden in einer ve rän-

derten Ansicht über die notwendige Reife eines Fahr rad-

fahreres, der Kinder mitnehmen will und der Notwend ig-

keit einer Verschärfung der Mitnahmevoraussetzungen . 

Daraus kann nur der Schluss gezogen werden, dass au ch 

1970 nur die Personenbeförderung auf herkömmlichen 

einsitzigen, einspurigen Fahrrädern geregelt werden  

sollte und an die Personenbeförderung mit einer Fah rrad-

rikscha nicht gedacht worden ist.  

 

5. Diese Entstehungsgeschichte macht aber den Sinn und 

Zweck der Vorschrift deutlich und bietet eine tragf ähige 

Grundlage für die teleologische Auslegung.  

 

Danach wird die Personenbeförderung auf einer mehrs puri-

gen Fahrradrikscha von § 21 Abs. 3 StVO nicht erfas st. 

Denn der Begründung zu § 21 Abs. 3 StVO lässt sich nur 

entnehmen, dass der Verordnungsgeber statt Erwachse nen 

nunmehr bereits 16jährigen die Einsicht zubilligte,  die 

erforderlich ist, um die Gefahren richtig zu werten , die 

aus der Mitnahme von Kindern auf Fahrrädern für den  Mit-

genommenen und den Verkehr entstehen und dass das R ad zu 

Lasten der Verkehrssicherheit überlastet wird (Kett ler 

NZV 2004, 61 [63] m.w.N.). Diese Gefahren bestehen nur 

bei einspurigen durch Muskelkraft angetriebenen Fah rrä-

dern, nicht jedoch bei einer Fahrradrikscha. 

 

6. Nicht entscheidend bei der Gesetzesauslegung ist  dagegen 

die subjektive Vorstellung der am Gesetzgebungsverf ahren 

beteiligten Organe oder einzelner ihrer Mitglieder über 
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die Bedeutung der Bestimmung (BVerfGE 1, 299), wie sie 

in den vom Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh-

nungswesen (BMVBW) bekanntgegebenen "Empfehlungen f ür 

die Entscheidung über Anträge auf Zulassung des Bet rie-

bes von Fahrradtaxen" (VkBl. 2003, 429) zum Ausdruc k 

kommt. Darin meint das BMVBW ohne nähere Begründung , 

§ 21 Abs. 3 StVO stünde dem Betrieb von Fahrradtaxe n 

entgegen; ein rechtmäßiger Betrieb sei nur möglich,  wenn 

Ausnahmegenehmigungen erteilt würden (so auch Hents chel, 

Straßenverkehrsrecht, 37. Aufl., § 24 StVO Rdnr. 14 ).  

 

Die Empfehlungen wurden von den obersten Straßenver -

kehrsbehörden der Länder unter Mitwirkung des BMVBW  er-

arbeitet. Bei Beratungen derselben Beteiligten best and 

Einvernehmen, dass die Regelung des § 21 Abs. 3 StP O auf 

das typische einspurige Fahrrad abzielt, weil nur k leine 

Kinder in einem speziellen Kindersitz ausreichend s icher 

befördert werden können, ohne durch ihr Gewicht das  

Fahrverhalten des Fahrrades übermäßig zu beeinträch tigen 

(Kramer VD 2002, 143 [145]). Diese Begründung könne  für 

den Personentransport auf dreirädrigen Fahrrädern z war 

nicht gleichermaßen herangezogen werden. Gleichwohl  habe 

sich eine sehr deutliche Mehrheit der obersten Stra ßen-

verkehrsbehörden der Länder gegen eine Ergänzung de r Re-

gelung durch eine gesetzliche Ausnahme von dreirädr igen 

Fahrrädern allgemein oder Fahrradtaxen im Spezielle n 

ausgesprochen. Nur durch eine mit Auflagen und Bedi ngun-

gen versehene Ausnahmegenehmigung sei es möglich, d ie 

für einen sicheren und verkehrsverträglichen Betrie b von 

Fahrradtaxen erforderlichen Regelungen zu treffen. Auf 

schmalen Straßen mit hoher Verkehrsdichte erscheine  der 

Betrieb von Fahrradtaxen mit einer Höchstgeschwindi gkeit 

von 25 km/h unter dem Blickwinkel der Sicherheit zu min-

dest bedenklich, auf jeden Fall aber dem Verkehrsfl uss 

abträglich (Kramer VD 2002, 143 [145]).  

 

Diese Ansicht verkennt, dass Schutzzweck des § 21 A bs. 3 

StVO die Sicherheit des Radfahrers und der mitgenom menen 

Personen ist, nicht jedoch der Verkehrsfluss. Das f olgt 
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im Übrigen schon aus der Erwägung heraus, dass mit einer 

Fahrradrikscha ohne Mitnahme von Personen die Fahrb ahn 

unstreitig auch ohne eine Ausnahmegenehmigung nach § 46 

Abs. 1 Nr. 5 a StVO benutzt werden dürfte.  

 

III. 

 

Die vom Amtsgericht getroffenen Feststellungen sind  voll-

ständig. Es ist auszuschließen, dass eine neue Haup tver-

handlung noch Aufschlüsse zu erbringen vermag. Der Senat 

kann deshalb in der Sache selbst entscheiden, § 354  Abs. 1 

StPO, § 79 Abs. 3 Satz 1 OWiG. Mangels eines Versto ßes ge-

gen § 21 Abs. 3 StVO war der Betroffene mit der sic h aus 

§ 467 Abs. 1 ergebenden Kostenfolge freizusprechen.  
 
 
 
 
Munz                 Vetter               Gorial 
Vorsitzende          Richter am           Richter a m 
Richterin am         Oberlandesgericht    Oberlande sgericht  
Oberlandesgericht 


